
Schriftliche Anfrage
des Abgeordneten Dr. Hans Jürgen Fahn 
FREIE WÄHLER
vom 26.01.2016

Hochwasserschutz der Gemeinden Niedernberg und 
Sulzbach, sowie weitere verkehrsbauliche Maßnahmen 
um die Gemeinden Niedernberg und Sulzbach/Land-
kreis Miltenberg – I

Ich frage die Staatsregierung:
 
1. 	 Nachdem im Regionalplan von der eventuellen Not-

wendigkeit, die zuführenden Straßen aus dem Spes-
sart zu entlasten, die Rede ist, frage ich die Staatsre-
gierung, auf welcher Basis wird diese Notwendigkeit 
bewertet?

 
2. 	 Werden hierfür Durchgangsverkehrsbelastungs (DTV)- 

Zahlen herangezogen und werden diese auf Plausibili-
tät z. B. gegenüber den Vorjahren geprüft? 

3. 	 Wer ist für diese Prüfung verantwortlich?
 
4. 	 Wurden die vorgezogenen Bauprojekte (Anbindung 

der Brücke zwischen Niedernberg und Sulzbach an 
die B 469, Ausbau der B 26, Südbrücke Kleinwallstadt) 
auf ihre Wirkung auf die ST 2309, insbesondere den 
Durchgangsverkehr von Sulzbach, geprüft?

 
5. 	 Widerspricht der Bau der Ortsumfahrung (OU) Sulz-

bach in seiner Wirkung auf den Raum (Stärkung des 
rechtsmainischen Verkehrs) den Gründen, die den 
Bau der vorgenannten Projekte nötig machen (frühzei-
tige Überleitung auf die linke Mainseite)?

 
6. 	 Muss eine Verkehrsuntersuchung, die für weitere Pla-

nungszwecke verwendet werden soll, an allen Befra-
gungsstellen die gleichen Parameter aufweisen, ins-
besondere im Hinblick auf die Einhaltung

	 a)	 von einheitlichen Befragungszeiten und
	 b)	 einheitlichen Richtlinien, was die Bewertung und Wei-

terverarbeitung gewonnener Daten betrifft?
 
7.		 Wenn bei der Auswertung von Verkehrsbefragungen 

von Schwerverkehrsanteilen die Rede ist, dürfen hierin 
dann auch befragte und dokumentierte Lieferwagen 
enthalten sein?

 
8.		 Wie müssen die Zählstellen bei einer Verkehrsuntersu-

chung, die für weitere Planungszwecke geeignet sein 
soll, im zu untersuchenden Straßennetz verteilt sein? 

Antwort
des Staatsministeriums des Innern, für Bau und Verkehr
vom 07.03.2016

1. 	 Nachdem im Regionalplan von der eventuellen 
Notwendigkeit, die zuführenden Straßen aus dem 
Spessart zu entlasten, die Rede ist, frage ich die 
Staatsregierung, auf welcher Basis wird diese Not-
wendigkeit bewertet?

Im aktuell gültigen Regionalplan der Region Bayerischer Un-
termain ist in der Begründung zu B IX 3.2 ausgeführt: „Eine 
Reihe von Ausbaumaßnahmen an dieser Straße, insbeson-
dere […] bei […] Sulzbach […], soll sie in die Lage verset-
zen, den rechtsmainischen Verkehr leistungsgerecht aufzu-
nehmen, dabei aber auch die von ihr gequerten Städte und 
Gemeinden möglichst weitgehend vom Durchgangsverkehr 
zu entlasten. Dies kann, wie etwa bei Sulzbach, zusätzliche 
Entlastungen der Ortskerne bei den zuführenden Straßen 
aus dem Spessart erfordern.“ In Sulzbach soll demzufolge 
neben der Staatsstraße 2309 auch die überdurchschnittlich 
hoch belastete Kreisstraße MIL 11 entlastet werden. 

2. 	 Werden hierfür Durchgangsverkehrsbelastungs 
(DTV)-Zahlen herangezogen und werden diese 
auf Plausibilität z. B. gegenüber den Vorjahren ge-
prüft?

Zur Begründung einer Straßenbaumaßnahme wird auch 
die Verkehrsbelastung herangezogen. Diese wird bei 
Neubaumaßnahmen durch Verkehrsgutachten ermittelt. 
Datengrundlage eines Verkehrsgutachtens sind Verkehrs-
zählungen, die bei Bedarf durch weitere Erhebungen (z. B. 
Verkehrsbefragungen) ergänzt werden.

3. 	 Wer ist für diese Prüfung verantwortlich?
Der Planungsträger im Zusammenspiel mit den beauftrag-
ten Verkehrsgutachtern.

4. 	 Wurden die vorgezogenen Bauprojekte (Anbin-
dung der Brücke zwischen Niedernberg und Sulz-
bach an die B 469, Ausbau der B 26, Südbrücke 
Kleinwallstadt) auf ihre Wirkung auf die ST 2309, 
insbesondere den Durchgangsverkehr von Sulz-
bach, geprüft?

Bei der Erstellung eines Verkehrsgutachtens sind in der 
Verkehrsprognose alle Projekte zu berücksichtigen, die im 
Prognosezeitraum umgesetzt werden sollen.

5. 	 Widerspricht der Bau der Ortsumfahrung (OU) 
Sulzbach in seiner Wirkung auf den Raum (Stär-
kung des rechtsmainischen Verkehrs) den Grün-
den, die den Bau der vorgenannten Projekte nötig 
machen (frühzeitige Überleitung auf die linke Main-
seite)?

Es liegt kein Widerspruch vor. Entsprechend den Ausfüh-
rungen im Regionalplan (siehe auch Antwort zu Frage 1) 
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soll die Staatsstraße 2309 den rechtsmainischen Verkehr 
durch eine Reihe von Ausbaumaßnahmen leistungsgerecht 
aufnehmen. Gleichzeitig sollen aber auch die in ihrem Ver-
lauf liegenden Ortsdurchfahrten möglichst weitgehend vom 
Durchgangsverkehr entlastet werden.

6. 	 Muss eine Verkehrsuntersuchung, die für weitere 
Planungszwecke verwendet werden soll, an allen 
Befragungsstellen die gleichen Parameter aufwei-
sen, insbesondere im Hinblick auf die Einhaltung

	 a)	 von einheitlichen Befragungszeiten und
	 b)	 einheitlichen Richtlinien, was die Bewertung und 

Weiterverarbeitung gewonnener Daten betrifft?
Es wird der gesamte Erhebungsprozess zur Beurteilung 
und Vergleichbarkeit der erfassten Parameter sowie zu 
deren möglichen weiteren Verwendung dokumentiert. Ent-
sprechend wird auf eine fachgerechte Nutzung gewonnener 
Daten geachtet.

7.		 Wenn bei der Auswertung von Verkehrsbefragun-
gen von Schwerverkehrsanteilen die Rede ist, dür-
fen hierin dann auch befragte und dokumentierte 
Lieferwagen enthalten sein?

Bei der bundesweiten turnusmäßig durchgeführten Stra-
ßenverkehrszählung (SVZ) sind unter der Fahrzeuggruppe 

Schwerverkehr (SV) in der Regel die folgenden Fahrzeugar-
ten zusammengefasst:
•	 Kraftomnibusse (mit 10 und mehr Sitzplätzen einschließ-

lich Fahrer)
•	 Lastkraftwagen > 3,5 t: Lastkraftwagen mit mehr als 3,5 

t zulässigem Gesamtgewicht ohne Anhänger, einschließ-
lich Zugmaschinen (auch landwirtschaftliche) und Spezi-
alfahrzeuge

•	 Lastzüge: Lastkraftwagen mit mehr als 3,5 t zulässigem 
Gesamtgewicht mit Anhänger, Sattelkraftfahrzeuge, Zug-
maschinen mit Anhänger (auch landwirtschaftliche) und 
Spezialfahrzeuge mit Anhänger.

Lieferwagen mit einem zulässigen Gesamtgewicht bis 3,5 t 
hingegen gelten nicht als Schwerverkehr. Diese Definitionen 
werden in der Regel auch für andere Verkehrserhebungen 
verwendet. Bei Abweichungen wäre darauf hinzuweisen.
 
8.		 Wie müssen die Zählstellen bei einer Verkehrs-

untersuchung, die für weitere Planungszwecke 
geeignet sein soll, im zu untersuchenden Straßen-
netz verteilt sein? 

Eine generelle Aussage hierzu ist nicht möglich. Diese Fra-
ge ist für jeden konkreten Fall einzeln zu klären.


